
B 1612 A 
Ausgabe A 

Bayerisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt 
Nr. 7 München, den 30. April 1969 

I n h a l t Seite 

10. 3. 1969 Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Zusammenarbeit bei der Flurberei­
nigung 123 

10. 3. 1969 Bekanntmachung der Neufassung der Verordnung über die Zusammenarbeit bei der Flur­
bereinigung 123 

27. 3. 1969 Verordnung zur Vereinfachung der Einrichtung und Führung der Wasserbücher . . . . 124 

27. 3. 1969 Verordnung über die Ausbildung für das Lehramt an den Gymnasien in Bayern im Fach 
Leibeserziehung 124 

10. 4. 1909 Verordnung über die Aufhebung des Forstamtes Neuwirthshaus sowie über sonstige Ände­
rungen der behördlichen und gebietlichen Gliederung der Bayerischen Staatsforstver­
waltung 128 

14. 4. 1969 Verordnung über die Erhebung von Benutzungsgebühren durch die Staatlichen Landes­
bildstellen 130 

15. 4. 1969 Landesverordnung über das Naturschutzgebiet „Lusengipfel mit Hochwald" 131 
18. 4. 1969 Vierte Verordnung zur Änderung der Volksschulprüfungsordnung I (VPO I) 132 
23. 4. 1969 Verordnung zur Übertragung der Dienstaufsicht auf die Gerichte für Arbeitssachen . . . 133 

Druckfehlerberichtigung 133 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über die Zu­

sammenarbeit bei der Flurbereinigung 
Vom 10. März 1969 

Auf Grund des § 1 der Verordnung über die Ein­
richtung der staatlichen Behörden vom 31. März 
1954 (BayBS I S. 37) und des Art. 41 des Ausfüh­
rungsgesetzes zum Flurbereinigungsgesetz vom 
11. August 1954 (BayBS IV S. 365) erlassen die 
Bayerischen Staatsministerien des Innern und für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten folgende 
Verordnung: 

§ 1 
Die Verordnung über die Zusammenarbeit bei der 

Flurbereinigung vom 3. Dezember 1962 (GVB1. S. 344) 
wird wie folgt geändert: 
1. In § 1 erhalten Nrn. 3 und 4 folgende Fassung: 

„3. für die Teilnehmergemeinschaften die Bau­
entwürfe auszuarbeiten für 
a) alle wasserwirtschaftlichen Maßnahmen und 

Dränungen mit den dazugehörigen Kunst­
bauten, 

b) Brücken, Stützmauern und sonstige Kunst­
bauten an Wegen, 

c) die Wege in Weinbergen und in Sanierungs­
gebieten von Wildbächen im Sinne von 
Schutzgebieten nach § 19 Abs. 1 Nr. 3 des 
Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz) vom 27. Juli 1957 
(BGBl. I S . 1110); 

4. für die Teilnehmergemeinschaften bei den un­
ter Nr. 3 aufgeführten Maßnahmen die Bau­
oberleitung und die Bauleitung oder Bauauf­
sicht wahrzunehmen und die Bauabnahme 
durchzuführen;". 

2. In § 1 wird nach Nr. 4 neu eingefügt: 
„5. im Planfeststellungsverfahren zum Wege- und 

Gewässerplan, bei Wasserrechtsverfahren und 
bei Verwaltungsstreitsachen über wasserwirt­

schaftliche Fragen die Belange der Wasser­
wirtschaft als amtlicher Sachverständiger zu 
vertreten." 

3. In § 3 Satz 1 wird gestrichen: 
„ .soweit sie zur Ausführung ihrer Aufgaben 
staatliche Behörden in Anspruch nehmen,". 

4. In § 3 wird Satz 2 gestrichen. 

§ 2 
Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1969 in Kraft. 

München, den 10. März 1969 

Bayerisches Staatsministerium 
des Innern 

Dr. M e r k , Staatsminister 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. H u n d h a m m e r , Staatsminister 

Bekanntmachung 
der Neufassung der Verordnung über die Zu­

sammenarbeit bei der Flurbereinigung 
Vom 10. März 1969 

Nachstehend wird die Verordnung über die Zu­
sammenarbeit bei der Flurbereinigung vom 3. De­
zember 1962 (GVB1. S. 344) in der vom 1. Mai 1969 an 
gültigen Fassung bekanntgemächt. 
München, den 10. März 1969 

Bayerisches Staatsministerium 
des Innern 

Dr. M e r k , Staatsminister 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. H u n d h a m m e r , Staatsminister 
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Verordnung 
über die Zusammenarbeit bei der Flurbereini­
gung in der Fassung der Bekanntmachung vom 

10. März 1969 

Auf Grund des § 1 der Verordnung über die Ein­
richtung der staatlichen Behörden vom 31. März 1954 
(BayBS I S. 37) und des Art. 41 des Ausführungs­
gesetzes zum Flurbereinigungsgesetz vom 11. August 
1954 (BayBS IV S. 365) erlassen die Bayerischen 
Staatsministerien des Innern und für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten folgende Verordnung: 

§ 1 
Aufgaben der Wasserwirtschaftsämter 

(Straßen- und Wasserbauämter) 
Den Wasserwirtschaftsämtern (Straßen- und Was­

serbauämtern) obliegt es 

1. die Flurbereinigungsbehörden zu unterstützen, 
wenn sie 
a) die Voraussetzungen für eine Flurbereinigung 

überprüfen (§§ 4 und 5 FlurbG) und 
b) die allgemeinen Grundsätze für die zweckmä­

ßige Neugestaltung des Flurbereinigungsge­
biets aufstellen (§ 38 FlurbG); 

2. die Vorstände der nach dem Flurbereinigungsge­
setz gebildeten Teilnehmergemeinschaften bei der 
Aufstellung des Wege- und Gewässerplans (§ 41 
FlurbG) in wasserwirtschaftlicher Hinsicht zu be­
raten; 

3. für die Teilnehmergemeinschaften die Bauent­
würfe auszuarbeiten für 
a) alle wasserwirtschaftlichen Maßnahmen und 

Dränungen mit den dazugehörigen Kunstbau­
ten, 

b) Brücken, Stützmauern und sonstige Kunst­
bauten an Wegen, 

c) die Wege in Weinbergen und in Sanierungsge­
bieten von Wildbächen im Sinne von Schutz­
gebieten nach § 19 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes zur 
Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaus­
haltsgesetz) vom 27. Juli 1957 (BGBl. I S. 1110); 

4. für die Teilnehmergemeinschaften bei den unter 
Nr. 3 aufgeführten Maßnahmen die Bauoberlei­
tung und die Bauleitung oder Bauaufsicht wahr­
zunehmen und die Bauabnahme durchzuführen; 

5. im Planfeststellungsverfahren zum Wege- und 
Gewässerplan, bei Wasserrechtsverfahren und bei 
Verwaltungsstreitsachen über wasserwirtschaft­
liche Fragen die Belange der Wasserwirtschaft als 
amtlicher Sachverständiger zu vertreten. 

§ 2 
Aufgabe der Flurbereinigungsämter 

Im übrigen haben die Flurbereinigungsämter die 
Teilnehmergemeinschaften beim Ausbau der Wege 
zu unterstützen und zu beaufsichtigen. 

§ 3 
Beiziehung der Wasserwirtschaftsämter 

(Straßen- und Wasserbauämter) 
Für die in § 1 genannten Aufgaben haben die Flur­

bereinigungsbehörden, die Vorstände der Teilneh­
mergemeinschaften und die Teilnehmergemeinschaf­
ten selbst die Wasserwirtschaftsämter (Straßen- und 
Wasserbauämter) rechtzeitig beizuziehen. 

§' 4 
Vorbehalt 

Die Zuständigkeit der Teilnehmergemeinschaften, 
die Baumaßnahmen nach den gesetzlichen Bestim­
mungen zu planen und auszuführen, bleibt unberührt. 

§ 5 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1963 in Kraft.*) 

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten der Verordnung 
in der ursprünglichen Fassung vom 2. Dezember 1962 (GVB1. 
S. 344). Die Neufassung der Verordnung tritt am 1. Mai 1969 
in Kraft. 

Verordnung 
zur Vereinfachung der Einrichtung und 

Führung der Wasserbücher 
Vom 27. März 1969 

Auf Grund des Art. 93 des Bayerischen Wasserge­
setzes (BayWG) vom 26. Juli 1962 (GVB1. S. 143) er­
läßt das Bayerische Staatsministerium des Innern 
folgende Verordnung: 

§ 1 
Die Verordnung über die Einrichtung und Führung 

der Wasserbücher (WasserbuchV) vom 7. Oktober 1963 
(GVB1. S. 202) wird wie folgt geändert: 
1. § 1 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Für eine Erlaubnis kann anstelle der Wasserbuch­
blätter und der Wasserbuchakten der Abdruck des 
wasserrechtlichen Bescheids als Wasserbuch ge­
führt werden." 

2. § 3 wird durch folgenden Absatz 5 ergänzt: 
„(5) Eine beschränkte Erlaubnis nach Art. 17 

Abs. 1 oder 2 BayWG für das Einleiten von Haus­
abwässern über Kleinkläranlagen ist nicht in das 
Wasserbuch einzutragen." 

3. § 4 wird durch folgenden Satz 2 ergänzt: 
„Wird für eine Erlaubnis nur der Abdruck des 
wasserrechtlichen Bescheids als Wasserbuch geführt 
(§ 1 Satz 3), so ist er auszusondern, sobald die Er­
laubnis abgelaufen ist." 

4. In § 8 Abs. 1 Satz 2 entfallen die Wörter „die Orte 
der Benutzungen oberirdischer Gewässer und" und 
„die Orte der Grundwasserbenutzungen,"; folgen­
der Satz 3 wird angefügt: 
„Die Orte der Benutzungen oberirdischer Gewässer 
können in den Übersichtsplan 1, die Orte der 
Grundwasserbenutzungen in den Übersichtsplan 2 
eingetragen werden." 

5. § 11 erhält folgende Fassung: 

„§ 11 
Eintragungsfähige Rechte oder Befugnisse, die in 

Wasserbücher nach dem Bayerischen Wassergesetz 
vom 23. März 1907 (BayBS II S. 471) eingetragen 
wurden und noch nicht in das Wasserbuch nach 
dieser Verordnung übertragen wurden, gelten als 
nach Art. 90 BayWG in das Wasserbuch eingetra­
gen. Sie sind bei einer Änderung in das Wasserbuch 
nach dieser Verordnung zu übertragen; die Plan­
mappen sind zu den Wasserbuchakten zu nehmen." 

§ 2 
Diese Verordnung tritt am 1. April 1969 in Kraft. 

München, den 27. März 1969 
Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. M e r k , Staatsminister 

Verordnung 
über die Ausbildung für das Lehramt an den 
Gymnasien in Bayern im Fach Leibeserziehung 

Vom 27. März 1969 
Auf Grund von § 70 der Prüfungsordnung für das 

Lehramt an den Gymnasien in Bayern vom 3. Fe­
bruar 1959 (GVB1. S. 70), zuletzt geändert durch Ver­
ordnung vom 13. Dezember 1968 (GVB1. 1969 S. 2) er­
läßt das Bayerische Staatsministerium für Unter­
richt und Kultus folgende Ausbildungsordnung für 
das Lehramt an den Gymnasien in Bayern im Fach 

I Leibeserziehung: 
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I. Allgemeine Bes t immungen 

§ 1 

Die Ausbi ldung für das Lehramt an den Gymna­
sien in Baye rn im Fach Leibeserziehung richtet sich 
außer nach dieser Ausbi ldungsordnung nach der 
P rü fungsordnung und Ausbi ldungsordnung für das 
Leh ramt an den Gymnasien in Bayern in der jeweils 
gel tenden Fassung und nach den Studienordnungen 
der Ausbi ldungss tä t ten (§ 3 Nr. 1). Sie erstreckt sich 
auf prakt ische, theoretische und pädagogische Ge­
biete. 

§ 2 
Die Ausbi ldung setzt das Bestehen einer Eignungs­

prüfung voraus . Zweck dieser Prüfung ist, Bewerber 
auszuscheiden, die wegen mangelnder Leis tungs­
fähigkeit ke ine Aussicht haben, das Ziel der Ausbi l ­
dung für das Lehramt der Leibeserziehung zu e r re i ­
chen. Die Eignungsprüfung ist in dem J a h r abzule­
gen, in d e m das Studium im Fach Leibeserziehung 
aufgenommen wird. Diese Bes t immung gilt nicht für 
Bewerber , d ie zwischen Eignungsprüfung und B e ­
ginn des S tud iums den Wehrdienst ableisten. 

§ 3 
Die Ausbi ldung findet stat t 

1. bis zur Wissenschaftlichen Prüfung (Studium der 
Leibeserziehung) 
a) an de r Univers i tä t München in Verbindung mit 

de r Bayerischen Sportakademie, 
b) an de r Univers i tä t Er langen-Nürnberg in Ver­

b i n d u n g mit dem Hochschulinsti tut für Leibes­
ü b u n g e n der Univers i tä t Er langen-Nürnberg , 

c) an de r Universi tät Würzburg in Verbindung 
mit d e m Hochschulinstitut für Leibesübungen 
der Univers i tä t Würzburg; 

2. zwischen der Wissenschaftlichen und der Pädago­
gischen Prüfung (Pädagogisches Seminar) an 
Gymnas ien . 

§ 4 
Das S tud ium der Leibeserziehung besteht aus der 

zwei Semes te r daue rnden Grundausbi ldung und def 
Wei terb i ldung. Die Anforderungen der Weiterbi l­
dung k ö n n e n in je zwei Winter - und Sommerseme­
s tern erfüll t werden. Die Wahl der Ausbi ldungsstä t ­
te ist freigestellt. 

§ 5 
(1) Das erste Semester der Grundausbi ldung gilt 

als Probezei t . Bei Studierenden, die sich nicht be ­
währen , k a n n das Staatsminis ter ium für Unterr icht 
und Ku l tu s auf begründeten Vorschlag der Ausbi l ­
dungss tä t t e die nach § 9 Abs. 2 ausgesprochene Zu­
lassung widerrufen. 

(2) Die Anforderungen der Grundausbi ldung 
schließen im allgemeinen den Besuch von Vorlesun­
gen des nach der Prüfungsordnung für das Lehr ­
amt an den Gymnas ien in Bayern zugelassenen zwei­
ten bzw. d r i t t en Hauptfaches der Fächerverbindung 
aus. 

§ 6 
Die Wei terbi ldung (in der Regel vom 3. mit 6. Se­

mester) findet neben dem Studium des zweiten bzw. 
dr i t t en Hauptfaches (in der Regel vom 3. mi t 8. Se­
mester) s ta t t . 

§ 7 
(1) Die prakt ische Ausbi ldung soll die S tudieren­

den mi t d e n in den Stoffplänen für die Gymnasien 
in B a y e r n aufgeführten Zweigen der Leibeserzie­
hung v e r t r a u t machen und ihnen die nötigen persön­
lichen Fer t igke i ten vermit te ln . In den Weiterbi l ­
dungssemes te rn soll auße rdem das Lehrgeschick 
durch kurze Lehrversuche geschult werden. 

(2) Das wissenschaftliche Studium umfaßt folgen­
de Fächer: 
a) Systematik, Methodik, Didaktik, Pädagogik und 

Bewegungslehre der Leibesübungen, 
b) Geschichte der Leibesübungen, 
c) Schieds- und Kampfrichter lehre, 
d) Übungss tä t tenbau und Gerätekunde, 
e) Organisat ion und Verwal tung sowie Rechtswesen 

des Sportes, 
f) Grundzüge der Anatomie, 

g) Grundzüge der Physiologie, 
h) Grundzüge der Orthopädie, 
i) Grundzüge der Gesundhei ts lehre, 
k) Biologie der Leibesübungen, 
1) Erste Hilfe, Sportverletzungen. 

II . Besondere Bes t immungen 

A) E i g n u n g s p r ü f u n g 

§ 8 
(1) Das Gesuch um Zulassung zur Eignungsprü­

fung ist zu dem jeweils im Amtsbla t t bekantgegebe-
nen Zei tpunkt bei der gewähl ten Ausbi ldungsstä t te 
einzureichen. Im Gesuch ist die beabsichtigte Fächer­
verbindung anzugeben. 

(2) Dem Gesuch sind folgende Unter lagen beizu­
fügen: 
a) ein eigenhändig geschriebener Lebenslauf, 
b) eine amtlich beglaubigte Abschrift oder Ablich­

tung des Zeugnisses der Hochschulreife, 
c) ein amtliches Führungszeugnis (nicht äl ter als 

drei Monate), w e n n die Reifeprüfung nicht im 
J a h r e der Eignungsprüfung abgelegt wurde , 

d) ein ärztliches Zeugnis (nicht ä l ter als 3 Monate) 
über die volle gesundheitl iche Eignung mit Aus ­
künften über die Brustkorbdurchleuchtung, Ur in -
pröbe, einfache Seh- und Hörprüfung, Prüfung 
des Gleichgewichtssinnes und der Unversehr the i t 
der Trommelfelle, 

e) drei Lichtbilder (mit Namen und Anschrift auf 
der Rückseite). 

(3) Fü r die Eignungsprüfung wird eine Gebühr 
von 30,— DM erhoben. 

§ 9 
(1) Die Bewerber und Bewerber innen werden von 

der gewähl ten Ausbi ldungsstät te zur E ignungsprü­
fung vor einer vom Staatsminis ter ium für Un te r ­
richt und Kul tus bestell ten Prüfungskommission 
einberufen. 

(2) Auf Grund des Ergebnisses der Prüfung und 
des ärztlichen Zeugnisses entscheidet das S taa t smi­
nis ter ium für Unterr icht und Kul tus über die Zulas­
sung zur Ausbildung und darüber , ob nach der Zahl 
der geeigneten Bewerber und Bewerber innen die 
Grundausbi ldung an der gewähl ten Ausbi ldungs­
s tä t te stattfinden kann oder ob eine Beschränkung 
in der Zulasung verfügt werden muß. 

§ 10 
Die Eignungsprüfung erstreckt sich nach näherer 

Maßgabe der Anhänge I a und I b für Bewerber und 
Bewerber innen auf folgende Gebiete: 

Schwimmen, 
Leichtathletik, 
Gerä t - und Bodenturnen, 
Spiele, 

bei Bewerber innen außerdem auf Gymnast ik . 

B) E r s t e r P r ü f u n g s a b s c h n i t t 
d e r W i s s e n s c h a f t l i c h e n P r ü f u n g 

(praktisch-theoretische Prüfung) 

§ 11 
(1) Der erste Prüfungsabschnit t der Wissenschaft­

lichen Prüfung wird von den Prüfungskommissionen 
abgenommen, die vom Staa tsminis ter ium für Unter-
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rieht und Kul tus an den Ausbi ldungsstät ten bestellt 
werden, bei denen im laufenden Semester eine 
Grundausbi ldung s ta t tgefunden ha t (§ 3 Ziff. 1, § 9 
Abs. 2 Halbsatz 2). 

(2) Die Wahl des Prüfungsortes (§ 3 Abs. 1) ist frei­
gestellt, jedoch kann die Prüfung bei der gewähl ten 
Kommission nu r im ganzen abgelegt werden. 

(1) Die Prüfung 
biete: 

§ 12 
erstreckt sich auf folgende Ge-

bei Studenten 
siehe Anhang 

H a / b 
III a 

bei Student innen 
siehe Anhang 

H a / b 
III b 

Schwimmen 
Leichtathletik 
Gerä t - und 
Bodenturnen IV a 
Spiele V a 
Ski - und Eislauf VI a/b 
Schieds- und Kampf­
r ichter lehre; 
methodische 
Grundlagen VII a/b 
Erste Hilfe, 
Sportver le tzungen VIII a/b 
Übungss tä t tenbau 
und Gerä tekunde IX a/b 
Gymnast ik — 

(2) Die meßbaren Leistungen innerhalb der ein­
zelnen Prüfungsgebiete werden, soweit in den An­
hängen nichts Besonderes bes t immt ist, nach einheit­
lichen Bewertungstabel len benotet. 

(3) Die Erfüllung der Bedingungen für den Lei­
stungsschein im Ret tungsschwimmen an der Aus -
bildungss'tätte ist Voraussetzung für die Zulassung 
zum ersten Prüfungsabschnit t . 

III. Schlußbest immungen 
§ 13 

Diese Ausbi ldungsordnung tr i t t am 1. April 1969 
in Kraft. Zum gleichen Zei tpunkt t reten die Be­
kanntmachung über die Ausbi ldungsordnung für das 
Lehramt an den Höheren Schulen in Bayern im 
Fach Leibeserziehung vom 3. Febr . 1959 Nr. VIII 
10 801 (KMB1. S. 107) und die Entschließung vom 
6. Nov. 1961 Nr. VIII 90 262 (nicht veröffentlicht) außer 
Kraft. 

München, den 27. März 1969 

IV b 
V b 

VI a/b 

VII a/b 

VIII a/b 

IX a/b 
X 

innerhalb der 
soweit in den 

Dr. 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Ludwig H u b e r , Staatsminis ter 

Anhang la 

Schwimmen 

Leichtathletik 

Gerä t - und 
Bodenturnen 

Eignungsprüfung für Bewerber 

100 m in beliebiger Schwimmar t nach 
Zeit 
100-m-Lauf, 1000-m-Lauf, Weit­
sprung, Kugelstoß (7,25 kg) 

Reck (sprunghoch): 
Eine mindestens 5teilige Kürübung, 
in der als Pflichtteile Kippe, Felge 
und Abgang über das Gerät enthal ten 
sein müssen. 
Bar ren (schulterhoch): 
Eine mindestens öteilige Kürübung , 
in der als Pflichtteile Oberarmkippe , 
Schwungstemme und Rolle enthal ten 
sein müssen. 
Langpferd 
(Mindestens 1,25 m) mit Bret t : 
Kürsp rung 
Bodenübung: 

Spiele 

A n h a n g I b 

Schwimmen 

Leichtathletik 

Gerät - und 
Bodenturnen 

Spiele 

Gvmnast ik 

Eine mindestens öteilige Kürübung , 
in der als Pflichtteile H a n d s t a n d ­
überschlag vorwärts , Rolle rückwär t s 
durch den flüchtigen Hands tand und 
Flugrolle enthal ten sein müssen. 
Überprüfung der Spielfert igkeit mi t 
dem Fußbal l sowie nach Wahl des 
Bewerbers mi t dem Basket- , H a n d ­
oder Volleyball 

Eignungsprüfung für Bewerber innen 

100 m in beliebiger Schwimmar t nach 
Zeit 
100-m-Lauf oder 800-m-Lauf, Weit­
sprung, Schlagballwurf (85 g) oder 
Schleuderballwurf (1 kg) 

S tufenbarren: 
Eine mindestens 5teilige Kürübung , 
in der als Pflichtteile Aufhocken am 
niedrigen Holm, Felgaufschwung am 
hohen Holm, Wende durch den flüch­
tigen Handstand enthal ten sein m ü s ­
sen. 
Kas ten seitgestellt (Mindesthöhe 
1,10 m) mit oder ohne Bre t t : 
Kürsp rung 
Bodenübung: 
Eine mindestens öteilige Kürübung , 
in der als Pflichtteile Flugrolle, Hand­
standabrollen und Rad enthal ten sein 
müssen. 
Überprüfung der Spielfertigkcit mit 
dem Handbal l sowie nach Wahl der 
Bewerber in mit dem Baske t - oder 
Volleyball 
a) Körperbi ldung: 

kräft igende, beweglichmachende 
und dehnende Übungen, Fede run ­
gen 

b) Bewegungsbi ldung: 
Bewegungsverbindungen aus dem 
Gehen, Laufen, Hüpfen, Schwin­
gen und Springen 

Prüfung für Studenten 
und S tudent innen 

S c h w i m m e n 

a) 100-m-Schwimmen nach Zeit in einer in te rna t io­
nal zugelassenen Schwimmart . 

b) 50-m-Brustschwimmen mit S ta r t sp rung und 
Wende. 
Benotung: Technik des Brustschwimmens, des 

S ta r t sprungs und der Wende werden 
in eine Note zusammengefaßt . 

c) 50-m-Kraulschwimmen mit S ta r t sprung und 
Wende. 
Benotung: Technik des Kraulschwimmens, des 

S ta r t sprungs und der Wende werden 
in eine Note zusammengefaßt . 

d) 50-m-Rückenschwimmen mit Rückenstar t und 
Rückenwende. 
Benotung: Technik des Rückenschwimmens, des 

Rückenstar ts und der Rückenwende 
werden in eine Note zusammengefaßt . 

e) Wasserspringen. 
(1) Fußsprung mit Anlauf vom 3-m-Bret t 
(2) Kürsprung vom 1-m-Brett 1 aus verschiedenen 
(3) Kürsprung vom 3-m-Bret t J Sprunggruppen 
Benotung: Benotet wird in den für die Prüfung 

festgelegten Notenstufen, nicht in 
Punkten . Die Schwierigkeit des Kür ­
sprunges wird bei der Notengebung 
berücksichtigt. 

Anhang Ila/b 
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Die Note für das Wasserspringen wird errechnet, 
indem die S u m m e der 3 Noten für die 3 Sprünge 
durch 3 geteilt wird. 

Die Note für „Schwimmen" wird errechnet, indem 
die S u m m e aus den zweimal gezählten Noten im 
100-m-Zeitschwimmen und im Wasserspringen sowie 
aus den je e inmal gezählten Noten im Brustschwim­
men, im Kraulschwimmen und im Rückenschwim­
men durch 7 geteilt wird. 

A n h a n g l i l a Prüfung für Studenten 

L e i c h t a t h l e t i k 

a) 100-m-Lauf 
b) 1500-m-Lauf 
c) Wei tsprung 
d) Hochsprung 
e) Kugels toß (7,25 kg) 
f) Schleuderbal lwurf (1,5 kg) oder Diskuswurf (2 kg) 

nach Wahl 
g) Speerwurf (800 g) 
Die Note für „Leichtathletik" wird errechnet, indem 
die S u m m e der Noten aus a) bis g) durch 7 geteilt 
wird. 

A n h a n g H l b Prüfung für S tudent innen 

L e i c h t a t h l e t i k 
a) 100-m- oder 800-m-Lauf 
b) Wei t sprung 
c) Hochsprung 
d) Schlagballwurf (85 g) oder Speerwurf (600 g) oder 

Kugelstoß (4 kg) nach Wahl 
e) Schleuderbal lwurf (1 kg) oder Diskuswurf (1 kg) 

nach Wahl 
Die Note für „Leichtathletik" wird errechnet, indem 
die S u m m e der Noten aus a) bis e) durch 5 geteilt 
wird . 

A n h a n g IVa Prüfung für S tudenten 

G e r ä t - u n d B o d e n t u r n e n 
J e eine Pflichtübung am Reck (köpfhoch), Bar ren 
(brusthoch), am Boden und zwei Pflichtsprünge am 
Pferd (davon einer am seitgestellten Pferd); 
je e ine Kürübung am Reck (sprunghoch), am Bar ren 
(schulterhoch), am Boden und ein Kür sp rung am 
längsgestel l ten Pferd (mindestens 1,25 m) mit Brett . 
Alle Pflicht- und Kürübungen müssen mindestens 
5 Übungstei le enthal ten. 

Die Pflichtübungen werden vier Wochen vor der 
P r ü f u n g bekanntgegeben. 
Die Noten aus der Pflicht- und Kürübung am Reck, 
Ba r r en und Boden und die Noten aus den Pferd­
sp rüngen werden in je eine Note zusammengefaßt , 
wobei die Summe der Noten aus dem Reck-, Ba r r en -
und Boden tu rnen durch 2 und die Summe der Noten 
aus den Pferdsprüngen durch 3 geteilt wird. 
Die Note für „Gerät - und Bodenturnen" wird er­
rechnet , indem die Summe der Noten aus Reckturnen, 
Ba r r en tu rnen , Bodenturnen und Pferdspringen durch 
4 geteilt wird. 

A n h a n g IVb Prüfung für S tudent innen 

G e r ä t - u n d B o d e n t u r n e n 
J e e ine Pflicht- und Kürübung am Schwebebalken 
und Boden, eine Pflichtübung am niedrigen und eine 
K ü r ü b u n g am hohen Stufenbarren, ein Pflichtsprung 
am seitgestel l ten und ein Kürsprung am längsgestell-
ten Kasten . 
Alle Pflicht- und Kürübungen müssen mindestens 
5 Übungste i le enthal ten. Die Pflichtübungen werden 
vier Wochen vor der Prüfung bekanntgegeben. 
Die Note für „Gerät - und Bodenturnen" wird errech­
net, indem die Summe der Noten aus den Pflicht­
ü b u n g e n und den Kürübungen durch 8 geteilt wird. 

Anhang Va Prüfung für Studenten 

S p i e l e 
a) Fußbal l 
b) Handbal l 
c) Basketbal l 
d) Volleyball 
In jedem dieser vier Spiele werden technische 
Übungsformen sowie Takt ik und Spielverhal ten in 
Spielen von jeweils 2 X20 Minuten geprüft. 
Die Note für die einzelnen Spiele ergibt sich durch 
Halbierung der Notensumme, die aus den Noten für 
die technischen Ubungsformen einerseits und Takt ik 
und Spielverhal ten anderersei ts gebildet wird. 
Die Gesamtnote für „Spiele" wi rd errechnet, indem 
die Summe dieser Teilnoten durch 4 geteilt wird. 

Anhang Vb Prüfung für S tudent innen 
S p i e l e 

Wie Anhang Va ohne Buchstabe a) und letzten Satz. 
Die Gesamtnote für „Spiele" wird errechnet, indem 
die Summe der Noten für Handbal l , Basketbal l und 
Volleyball durch 3 geteilt wird. 

Anhang Vla/b Prüfung für S tudenten 
und Student innen 

S k i - u n d E i s l a u f 
a) S k i l a u f : 

1. Abfahrt im Gelände 
2. fünf Schulformen aus dem jeweils gültigen 

„Leitfaden für den Skiunterr icht" 
Benotung: F ü r die Abfahr t im Gelände (ohne 

Zei tnahme) wird für je eine Teilstrecke 
eine Note erteilt , deren Summe, durch 
die Anzahl der Teilstrecken geteilt, die 
Note für die Abfahr t im Gelände ergibt. 

Die Note für die fünf Schulformen wird errechnet, 
indem die Summe der Noten für die Einzelübun­
gen durch 5 geteilt wird. 
Die Note für „Skilauf" wird errechnet, indem die 
Summe aus der dreimal gezählten Note für A b ­
fahrt im freien Gelände und aus der zweimal 
gezählten Note für die fünf Schulformen durch 5 
geteilt wird. 

b) E i s l a u f : 
1. Einfache Pflichtfiguren (Vorwärtslaufen, Rück­

wärts laufen, Übersetzen vorwär t s und rück­
wär ts , Bogenlaufen vorwär t s -e inwär t s und vor-
wär t s -auswär t s ) . 

2. Kürlaufen. 
Die Note für „Eislauf" wird errechnet, indem die 
S u m m e aus den Noten im Pflichtlaufen und im 
Kürlaufen durch 2 geteilt wird. 

Die Note für „Ski- und Eislauf" wird errechnet, indem 
die Summe aus der dreifach gezählten Note für Ski­
lauf und aus der einfach gezählten Note für Eislauf 
durch 4 geteilt wird. 

Anhang VHa/b Prüfung für Studenten 
und Student innen 

S c h i e d s - u n d K a m p f r i c h t e r l e h r e ; 
m e t h o d i s c h e G r u n d l a g e n 

Die Prüfung aus diesem Gebiet wi rd mündlich durch­
geführt. Aus den Teilgebieten Schwimmen (1), 
Leichtathletik (2), Gerä t - und Bodenturnen e in­
schließlich Gymnast ik für Mädchen (3), Spiele (4) 
und Skilauf (5) werden die wichtigsten Teile der 
Wet tkampfbes t immungen und der Regelkunde, aus 
den Teilgebieten Wandern und Skilauf (6) die Grund ­
lagen der Orient ierung im Gelände und die Kennt ­
nisse über Berggefahren im Sommer und Winter 
-geprüft. 
Benotung: Die Einzelnoten aus den verschiedenen 

Gebieten werden zu einer Note zusam­
mengefaßt, indem die Summe der Eirizel-
noten durch 6 geteilt wird. 
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Anhang VHIa/b Prüfung für Studenten 
und Student innen 

E r s t e H i l f e , S p o r t v e r l e t z u n g e n 

Die Prüfung aus diesem Gebiet wird mündlich durch­
geführt. Gefordert werden Kenntnisse in der Ersten 
Hilfe, besonders bei Sportunfällen. 

Anhang IXa/b Prüfung für Studenten 
und Student innen 

Ü b u n g s s t ä t t e n b a u u n d G e r ä t e k u n d e 
Die Prüfung aus diesem Gebiet wird mündlich durch­
geführt. Gefordert wird Ver t rau the i t mit den in der 
Schule benötigten T u r n - und Sportgeräten, ihrer Be­
schaffenheit und Pflege sowie Ver t rauthei t mit den 
Grundzügen des Baues von Räumen und Freiflächen 
für Leibeserziehung an den Schulen. 

Anhang X Prüfung für Student innen 

G y m n a s t i k 
a) Körperbi ldung einschließlich Übungen des Son­

der turnens 
b) Bewegungsbi ldung (Grundformen der Bewegung, 

Bewegungsverbindungen mit und ohne Hand­
gerät) 

c) Bewegungsbeglei tung einschließlich Rhythmik 
d) Gemeinschaftstanz 

Die Note für „Gymnast ik" wird errechnet, indem die 
Summe aus der zweifach gezählten Note aus b) und 
den einfach gezählten Noten aus a), c) und d) durch 5 
geteilt wird. 

V e r o r d n u n g 
ü b e r d i e A u f h e b u n g d e s F o r s t a m t e s N e u -
w i r t h s h a u s s o w i e ü b e r s o n s t i g e Ä n d e r u n g e n 
d e r b e h ö r d l i c h e n u n d g e b i e t l i c h e n G l i e d e r u n g 

d e r B a y e r i s c h e n S t a a t s f o r s t v e r w a l t u n g 

Vom 10. April 1969 
Auf Grund des § 1 der Verordnung über die Ein­

richtung der staatl ichen Behörden vom 31. März 
1954 (BayBSI S. 37) er läßt das Bayerische S taa t s ­
minister ium für Ernährung , Landwirtschaft und 
Forsten folgende Verordnung: 

§ 1 
Das Fors tamt Neuwir thshaus , Gemeinde Schwär­

zelbach, wird aufgehoben. 

§ 2 
Die bisher zum Amtsbezirk des Fors tamtes Neu­

wir thshaus gehörenden Gemeinden und gemeinde­
freien Gebiete werden dem Amtsbezirk des Forst­
amtes Hammelburg zugeteilt. 

§ 3 
An der behördlichen und gebietlichen Gliederung 

der Bayerischen Staatsfors tverwal tung treten außer ­
dem noch folgende Änderungen ein: 

Oberforstdirektion München 
Fors tamt Freising 
Landkre is Freising 

Es t re ten hinzu die seither dem Fors tamt Mün­
chen-Nord zugeteilten Gemeinden 

Eching (ohne Staats- Hallbergmoos Neufahrn ta. 
walddistrikt Echin- Freising 
ger Lohe und 
Staatswaldabtei­
lung 12 des Au­
walddistriktes I) 

Fors tamt München-Nord 
Landkreis Freising 

Es scheiden aus wegen Angliederung an das Fors t ­
amt Freising die Gemeinden 

Eching (ohne Staats- Hallbergmoos Neufahrn b. 
walddistrikt Echin- Frei sing 
ger Lohe und 
Staatswaldabtei­
lung 12 des Au­
walddistriktes I) 

Oberforstdirektion Würzburg 
Fors tamt Arnste in 

Es t re ten hinzu 
aus dem Landkre is Hammelburg die seither dem 
Fors tamt Euerdorf zugeteilten Gemeinden 

Machtiishausen (so- Wasserlosen (so­
weit Staatstorstbe- weit Staats­
sitz in Distrikt IX forstbesitz in 

Edelmann) Distrikt VI 
Kreuzloh und 
Distrikt VII 
Hirschruh) 

aus dem Landkre is Kar l s tad t die seither dem Fors t ­
amt Hammelburg zugeteilten Gemeinden 
Aschfeld Eußenheim Hundsbach 
Bühler Heßlar Münster 

sowie die sei ther dem Fors tamt Schweinfurt zuge­
teil ten Gemeinden 

Kaisten Rütschenhausen 

aus dem Landkre is Schweinfurt die sei ther dem 
Fors tamt Schweinfurt zugeteilten Gemeinden 
Brebersdorf Egenhausen 

Es scheiden aus 
wegen Angliederung an das Fors tamt Hammelburg 
aus dem Landkre is Kar ls tadt die Gemeinde 

Bonnland 

wegen Angliederung an das Fors tamt Rimpar aus 
dem Landkreis Kar ls tadt die Gemeinden 
Opferbaum Rieden 

sowie aus dem Landkreis Würzburg die Gemeinde 

Bergtheim 

wegen Angliederung an das Fors tamt Wiesentheid 
aus dem Landkre is Gerolzhofen die Gemeinden 
Astheim Fahr . Obereisenheim 
Escherndorf Köhler Untercisenheim 
aus dem Landkreis Kitzingen die Gemeinden 
Bibergau Euerfeld Püssensheim 
Brück Neusetz Schernau 
Dipbach Oberpleichfeld Schnepfenbach 
Effeldorf Prosselsheim 

sowie aus dem Landkreis Schweinfurt die Gemein­
den 
Schwanfeld- Theilheim Wipfeld 

Fors tamt Bad Kissingen 
Es t re ten hinzu 

aus dem Landkre is Bad Kissingen die seither dem 
Fors tamt Euerdorf zugeteilten Gemeinden 
Arnshausen (soweit Garitz 

Staatsforstbesitz 
in Distrikt IV 
Eyringsburg) 

sowie das gemeindefreie Gebiet 
Klauswald-Süd (ohne 

den Staatsforstbe­
sitz des Forstamtes 
Bad Kissingen) 

aus dem Landkre is Hammelburg die seither dem 
Fors tamt Euerdorf zugeteilten Gemeinden 
Engelthal (soweit Euerdorf (soweit 

Staatsforstbesitz in Staatsforstbe-
Distrikt V Leite) sitz in Distrikt 

III Saalrangen) 

sowie 'das gemeindefreie Gebiet 
Euerdörfer Forst 
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Es scheiden aus 
wegen Angliederung an das Forstamt Euerdorf aus 
dem Landkreis Bad Kissingen die Gemeinden 
Albershausen 
b. Bad Kissingen 

Poppenroth Stialsbach 

Forstamt Euerdorf 
Es treten hinzu 

die seither dem Forstamt Bad Kissingen zugeteilten 
Gemeinden aus dem Landkreis Bad Kissingen 
Albertshausen Poppenroth Stialsbach 

b. Bad Kissingen 
die seither dem Forstamt Hammelburg zugeteilten 
Gemeinden aus dem Landkreis Hammelburg 

Diebach 
Feuerthal 
Fuchsstadt 
Hammelburg 

Langendorf Untererthal 
Obererthal Untereschenbach 
Obereschenbach Westheim 
Pfaffenhausen 

die seither dem Forstamt Stangenroth zugeteilte Ge­
meinde aus dem Landkreis Bad Kissingen 

schlimpfhof 

sowie die seither dem Forstamt Stangenroth zuge­
teilte Gemeinde aus dem Landkreis Hammelburg 

Oberthulba 

Es scheiden aus 
wegen Angliederung an das Forstamt Arnstein aus 
dem Landkreis Hammelburg die Gemeinden 

Maehtilshausen (so­
weit Staatsforstbe­
sitz in Distrikt IX 
Edelmann) 

Wasserlosen (so­
weit Staats­
forstbesitz in 
Distrikt VI 
Kreuzloh und 
Distrikt VII 
Hirschruh) 

wegen Angliederung an das Forstamt Bad Kissingen 
aus dem Landkreis Bad Kissingen die Gemeinden 

Arnshausen (soweit Garitz 
Staatsforstbesitz 
in Distrikt IV 
Eyringsburg) 

sowie das gemeindefreie Gebiet 

Klauswald-Süd (ohne den 
Staatsforstbesitz 
des Forstamtes 
Bad Kissingen) 

aus dem Landkreis Hammelburg die Gemeinden 

Engenthal (soweit Euerdorf (soweit 
Staatsforstbesitz in Staatsforstbe-
Distrikt V Leite) sitz in Distrikt 

III Saalrangen) 

sowie das gemeindefreie Gebiet 

Euerdorfer Forst 

Forstamt Gemünden a. Main 
Landkreis Gemünden a. Main 

Es treten hinzu 
die seither dem Forslamt Hammelburg zugeteilten 
Gemeinden 
Aschenroth 
Gössenheim 
Heßdorf 

Höllnch 
Karsbach Weickersgrüben 

Weyersfeld 

Forstamt Gräfendorf 
Landkreis Hammelburg 

Es tritt hinzu 
die seither dem Forstamt Hammelburg zugeteilte 
Gemeinde 
Morlesau 

Forstamt Hammelburg 
Es tritt hinzu 

die seither dem Forstamt Arnstein zugeteilte Ge­
meinde aus dem Landkreis Karlstadt 
Bonnland 

Es scheiden aus 
wegen Angliederung an das Forstamt Arnstein 
aus dem Landkreis Karlstadt die Gemeinden 
Aschfeld 
Bühler 

Eußenheim 
Heßlar 

Hundsbach 
Münster 

wegen Angliederung an das Forstamt Euerdorf 
aus dem Landkreis Hammelburg die Gemeinden 

Diebach 
Feuerthal 
Fuchsstadt 
Hammelburg 

Langendorf 
Obererthal 
Obereschenbach 
PfaHenhausen 

Untererthal 
Untereschenbach 
Westheim 

wegen Angliederung an das Forstamt Gemünden a. 
Main 
aus dem Landkreis Gemünden a. Main die Gemein­
den 

Aschenroth 
Gössenheim 
Heßdorf 

Karsbach 
Höllrich 

Weickersgrüben 
Weyersfeld 

wegen Angliederung an das Forstamt Gräfendorf 
aus dem Landkreis Hammelburg die Gemeinde 

Forstamt Rimpar 
Es treten hinzu 

die seither dem Forstamt Arnstein zugeteilten Ge­
meinden aus dem Landkreis Karlstadt 
Opferbaum Rieden 

aus dem Landkreis Würzburg die Gemeinde 

Bergtheim 

Forstamt Schweinfurt 
Es scheiden aus 

wegen Angliederung an das Forstamt Arnstein 
aus dem Landkreis Karlstadt die Gemeinden 

Kaisten Rütschenhausen 

aus dem Landkreis Schweinfurt die Gemeinden 

Brebersdorf Egenhausen 

Forstamt Stangenroth 
Es scheiden aus 

wegen Angliederung an das Forstamt Euerdorf 
aus dem Landkreis Bad Kissingen die Gemeinde 

Schlimpfhof 

aus dem Landkreis Hammelburg die Gemeinde 

Oberthulba 

Forstamt Wiesentheid 
Es treten hinzu 

die seither dem Forstamt Arnstein zugeteilten Ge­
meinden 
aus dem Landkreis Gerolzhofen 
Astheim 
Escherndorf 

Fahr 
Köhler 

aus dem Landkreis Kitzingen 
Bibergau 
Brück 
Dipbach 
Effeldorf 

Euerfeld 
Neusetz 
Oberpleichfeld 
Prosselsheim 

Obereisenheim 
Untereisenheim 

Püssensheim 
Schernau 
Schnepfenbach 

aus dem Landkreis Schweinfurt die Gemeinden 

Schwanfeld Theilheim Wipfeld 
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§ 4 
§ 4 Buchst . F Ziff. 35 der V e r o r d n u n g über die b e ­

hördliche und gebietl iche Gl i ede rung der B a y e r i ­
schen S t aa t s fo r s tve rwa l tung vom 17. November 1966 
(GVB1. 1967 S. 90) und d ie An lage zu d ieser V e r o r d ­
nung w e r d e n en t sprechend geänder t . 

§ 5 
Diese V e r o r d n u n g t r i t t a m 1. Mai 1969 in Kraft . 

München, den 10. Apr i l 1969 
Bayer i sches S t aa t smin i s t e r i um 

für Ernährung, Landwirtschaft und Fors ten 
I. V. V i l g e r t s h o f e r , S t aa t s s ek re t ä r 

V e r o r d n u n g 
ü b e r d i e E r h e b u n g v o n B e n u t z u n g s g e b ü h r e n 

d u r c h d i e S t a a t l i c h e n L a n d e s b i l d s t e l l e n 
Vom 14. April 1969 

Auf G r u n d des Ar t . 25 Abs. 1 Ziffer 1 des Kos t en ­
gesetzes v o m 17. Dezember 1956 (BayBS III S. 442) 
und des § 1 Abs. 2 Buchs tabe a) de r V e r o r d n u n g 
ü b e r die K o s t e n v e r w a l t u n g bei den B e h ö r d e n des 
Fre i s t aa tes B a y e r n vom 29. N o v e m b e r 1960 (GVB1. 
S. 275) e r lassen die Bayer i schen S taa t smin i s t e r i en 
für Un te r r i ch t u n d K u l t u s u n d de r F inanzen , soweit 
erforderl ich mi t Z u s t i m m u n g des Bayer ischen Ober ­
s ten Rechnungshofes , folgende V e r o r d n u n g : 

§ 1 
F ü r die I n a n s p r u c h n a h m e der Staa t l ichen L a n d e s ­

bi lds te l len w e r d e n nachs t ehende G e b ü h r e n und A u s ­
lagen e r h o b e n . 
I. Ü b e r l a s s u n g v o n G e r ä t e n , F i l m e n , 

L i c h t b i l d e r n , T o n t r ä g e r n u n d 
s o n s t i g e m Z u b e h ö r 

F ü r die gebrauchsweise Über l a s sung von Gerä t en , 
F i lmen, Lichtb i ldern , T o n t r ä g e r n u n d sonst igem Z u ­
behör w e r d e n folgende G e b ü h r e n e r h o b e n : 

b) von c) von 
Volksbil- sonstigen 
dungsein- Benutzern 
richtungen 

1. G e r ä t e 
Schmalfilmprojektor 
16 mm Ton 
Schmal filmprojektor 
16 mm stumm 
Epidiaskop 
Episkop 
Großbildwerfer 
(8'/*X10) 
Kleinbildwerfer 
(5X5) 
Tonbandgerät 

2. F i 1 m e (je Rolle) 
16 mm Stummfilmkopien 
16 mm Toniilmkopien 
bis 150 m 
16 mm Tonfilmkopien 
bis 300 m 
16 mm Tonfilmkopien 
bis 500 m 
16 mm Tonfilmkopien 
bis 1000 m 
16 mm Toniilmkopien 
über 1000 m 
16 mm Farbfilmkopien 
stumm 
16 mm Farbfilmkopien 
Ton bis 300 m 
16 mm Farbfilmkopien 
Ton bis 500 m 
16 mm Farbfilmkopien 
Ton bis 1000 m 
16 mm Farbfilmkopien 
Ton über 1000 m 

a) von 
Schulen 
und 
Jugend­
einrich­
tungen 

• DM 18,— DM 30,— DM 

4,—DM 
4,—DM 
4,— DM 

4,—DM 

4,—DM 
5,—DM 

9,— DM 
11,—DM 
9 —DM 

15,— DM 
17,—DM 
15,— DM 

•DM 15,—DM 

8 — DM 
9,— DM 

3,50 DM 5,50 DM 

13,— DM 
15,— DM 

7,—DM 

4,50 DM 

5,50 DM 

6,50 DM 

DM 11,—DM 

9,50 DM 

14,50 DM 

18,— DM 

28,— DM 

8,50 DM 17,— DM 33,— DM 

10,50 DM 20,— DM 43,— DM 

3,50 DM 6,— DM 8,— DM 

!,— DM 17,— DM 23,— DM 

10,50 DM 22,— DM 38,- D M 

15,50 DM 37,— DM 48,— DM 

30,50 DM 52,— DM 78,— DM 

3. L i c h t b i l d r e i h e n 
je Bild 5x5 cm 

4. T o n t r ä g e r 
Tonband 

5. Z u b e h ö r 
Leinwände bis zu 
2 m Länge 
Leinwände bis zu 
3 m Länge 
Leinwände bis zu 
4 m Länge 
Projektionstisch 

—,10 D M —,20 D M —,30 D M 

3,50 D M 5,— D M 6,50 D M 

4,— D M 7,— D M 10,— D M 

5,—DM 8,—DM 11,—DM 

6,— D M 9,— D M 12,— D M 

4,— D M 7,— D M 10,— D M 

Die Gebühren bestimmen sich nach der Zeitdauer der 
gebrauchsweisen Überlassung. Es werden erhoben: 

für 1 Tag eine Gebühr 
die l'/üfache Gebühr 
die 2fache Gebühr 

die 4fache Gebühr 

die 5 fache Gebühr 

die 7fache Gebühr 
die lOfache Gebühr 

für 2—3 Tage 
für 4 Tage bis zu 1 Woche 
für mehr als 1 Woche 
bis zu 2 Wochen 
für mehr als 2 Wochen 
bis zu 3 Wochen 
für mehr als 3 Wochen 
bis zu 1 Monat 
für mehr als 1 Monat 

Bei Versendung durch die Bundespost oder die Bundes­
bahn erstreckt sich die Zeitdauer der gebrauchsweisen 
Überlassung nicht auf die Versanddauer. 

Staatliche Schulen und sonstige staatliche Behörden 
sind von der Entrichtung von Gebühren für die ge­
brauchsweise Überlassung von Geräten, Filmen, Licht­
bildern, Tonträgern und sonstigem Zubehör befreit. 

II. F o t o a r b e i t e n 

F ü r Fo toarbe i t en w e r d e n folgende G e b ü h r e n e r ­
hoben : 

1. E n t w i c k e l n 

Kleinbildfilm bis 36 Aufnahmen —,80 DM 
Rollfilm bis 6X9 —,70 DM 

2. K o n t a k t a b z ü g e 
Kleinbild-Streifen perfor. 20 Aufnahmen 
Kleinbild-Streifen perfor. 36 Aufnahmen 

3. A b z ü g e , V e r g r ö ß e r u n g e n , 
V e r k l e i n e r u n g e n 
6X9 
7,5X10 
9X12 
13X18/WPK 
18X24 
24X30 
30X40 
40X50 
50X60 
über 60 cm Länge pro qm 

2,—DM 
3,—DM 

—,15 DM 
—,20 DM 
—,30 DM 

1 —DM 
2,— DM 
3,50 DM 
5,— DM 
7,— DM 

10 — DM 
25,— DM 

D i a p o s i t i v e , 
24X36 (Film) 
5X5 (Glas) 

u n g e f a ß t ( K o n t a k t ) 
—,40 DM 
—,60 DM 

5. D i a p o s i t i v e , u n g e f a ß t 
( V e r g r ö ß e r u n g o d e r 
V e r k l e i n e r u n g ) 
24X36 (Film) —,60 DM 
5X5 (Glas) —,80DM 

6. E i n f a s s e n v o n D i a p o s i t i v e n 
24X36 und 5X5 —,30DM 
mit Abdecken . —,40 DM 

7. R e p r o d u k t i o n o h n e A b z u g 
24X36 (Grundpreis 3,— DM) 1,—DM 
9X12 4,—DM 
13X18 6 —DM 
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8. S c h w a r z w e i ß - A u f n a h m e n 
d u r c h d i e L a n d e s b i l d s t e l l e 
24X36 bis 10 Stück je 2, 
jede weitere Aufnahme 24x36 1. 
9 X 12 6, 
13X18 10 

9. F o t o k o p i e n 
( N e g a t i v u n d 1 K o p i e ) 
D I N A 5 1, 
DIN A 4 2, 
DIN A 3 4, 
weitere Kopien 
D I N A 5 —, 
DIN A 4 1, 
DIN A 3 2, 

10. C o l o r - U m k e h r - R e p r o d u k t i o n e n 
24X36 bis 10 Stück je 2 
jede weitere Reproduktion 2 

— DM 
50 DM 
— DM 
— DM 

50 DM 
— DM 
— DM 

75 DM 
— DM 
— DM 

50 DM 
— DM 

III. B e n u t z u n g d e s V o r f ü h r r a u m e s 
u n d B e r e i t s t e l l u n g e i n e s V o r f ü h r e r s 

1. F ü r die B e n u t z u n g des V o r f ü h r r a u m e s der S t a a t ­
lichen Landesbi lds te l le w i r d e ine G e b ü h r von 
10,— DM je S t u n d e e rhoben ; die le tzte ange fan­
gene S t u n d e w i r d jewei ls voll berechnet . F ü r die 
Benu tzung von G e r ä t e n sowie F i l m - und B i ldma­
ter ia l sind die G e b ü h r e n nach Ziff. I anzuse tzen . 

2. F ü r die I n a n s p r u c h n a h m e eines Vor führe r s w i r d 
je S t u n d e eine G e b ü h r von 10,— DM e rhoben ; die 
le tz te angefangene S t u n d e w i r d jewei l s voll b e ­
rechnet . 

IV. G e r ä t e w a r t u n g 

1. F ü r die W a r t u n g von F i lm- und T o n b a n d g e r ä t e n 
durch die technischen W e r k s t ä t t e n de r S taa t l ichen 
Landesbi lds te l len w i r d e ine G e b ü h r von 

25,— DM je F i l m g e r ä t u n d 
20,— DM je T o n b a n d g e r ä t 

erhoben. 
2. Die G e b ü h r e rhöh t sich u m die Kosten für die im 

R a h m e n der G e r ä t e w a r t u n g benö t ig ten Ersa tz ­
teile. 

3. Staat l iche Schulen und sonst ige s taat l iche B e ­
hörden s ind von der En t r i ch tung von W a r t u n g s ­
gebüh ren befreit . 

§ 2 
A u s l a g e n 

Aufwendungen der Landesb i lds te l le für die Ver ­
sendung der Gegens tände , für Reisekosten eines 
Vor führe r s w e r d e n als Aus lagen gesonder t e rhoben . 

§ 3 
F ä l l i g k e i t 

Die G e b ü h r e n und Auslagen sind bei Übergabe der 
Gegens tände oder bei I n a n s p r u c h n a h m e der Le i s tun­
gen fällig. 

§ 4 
K o s t e n v e r w a l t u n g 

Fü r die B e h a n d l u n g der G e b ü h r e n u n d Aus lagen 
gilt die V e r o r d n u n g ü b e r die K o s t e n v e r w a l t u n g bei 
den Behörden des F re i s t aa t e s B a y e r n — K V w O — 
vom 29. N o v e m b e r 1960 (GVB1. S. 275). ' 

§ 5 
I n k r a f t t r e t e n 

(1) Diese V e r o r d n u n g t r i t t am 1. 5. 1969 in Kraft . 
(2) Gleichzeitig wi rd die V e r o r d n u n g vom 12. März 

1963 (GVB1. S. 52) aufgehoben. 

München , den 14. Apr i l 1969 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Dr. L u d w i g H u b e r , S t aa t smin i s t e r 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 
Dr. P ö h n e r , S t aa t smin i s t e r 

L a n d e s v e r o r d n u n g 
ü b e r d a s N a t u r s c h u t z g e b i e t „ L u s e n g i p f c l m i t 

H o c h w a l d " 
Vom 15. April 1969 

Auf G r u n d der §§ 4, 12 Abs. 2, 13 Abs. 2, 14 Abs . 
2 und 15 Abs. 1 Satz 2 des Na tu r schu tzgese tzes vom 
26. J u n i 1935 (BayBSErgB S. 1) in V e r b i n d u n g mi t 
§ 1 der Vero rdnung übe r die Zus tänd igke i t des 
S l a a t s m i n i s t e r i u m s des I n n e r n auf d e m Gebie t des 
Na tu r schu tzes vom 13. S e p t e m b e r 1948 (BayBS I 
S. 209) e r l äß t das S t a a t s m i n i s t e r i u m des I n n e r n als 
Obers te N a t u r s c h u t z b e h ö r d e folgende V e r o r d n u n g : 

§ 1 
Das Gebie t u m den Lusen in der G e m a r k u n g 

Schönanger , Geme inde Schönanger , u n d in den ge ­
meindef re ien Gebie ten W a l d h ä u s e r w a l d u n d S a n k t 
Oswald, sämt l i che im L a n d k r e i s Grafenau , w i r d in 
dem in § 2 n ä h e r beze ichne ten U m f a n g a m Tage 
des I n k r a f t t r e t e n s dieser V e r o r d n u n g in das L a n -
desna tu r schu t zbuch e inge t ragen und d a m i t u n t e r 
Na tu r schu t z gestell t . 

§ 2 
1. Das Schutzgebie t , de r S t a a t s w a l d d i s t r i k t I 

„Hochwald" des Bayer i schen F o r s t a m t e s 
S a n k t Oswald , ha t e ine Größe von 419,17 h a ; 
es u m f a ß t 
a) in de r G e m a r k u n g Schönange r die G r u n d ­

s tücke Fl. Nr. 1537t, 1533, 1538/2«, 1538/31,1539/2 
u n d Tei le des G r u n d s t ü c k e s Fl. Nr. 1602t, 

b) im gemeindef re ien Gebie t W a l d h ä u s e r w a l d 
die G r u n d s t ü c k e Fl. Nr. 1541, 1542t, 1543, 
1543/2t u n d 1543/3t, 

c) im gemeindefre ien Gebie t S a n k t Oswald 
die G r u n d s t ü c k e Fl . Nr. 2151/3 und 2151/4. 

2. Die Grenze des Schutzgebie tes ver läuf t 
im Norden en t l ang de r Landesg renze zur 
Tschechos lowakischen Republ ik , 
im Westen en t l ang der no rd - süd l i ch v e r l a u ­
fenden Grenze zwischen den Baye r i schen 
F o r s t ä m t e r n S a n k t Oswald und Spiegelau, 
im Süden en t l ang dem a n n ä h e r n d hor izonta l 
und e twa para l le l zur Landesg renze v e r l a u ­
fenden sog. Hochwalds t e ig (= Südgrenze des 
S t a a t s w a l d d i s t r i k t s I „Hochwa ld" des B a y e r i ­
schen F o r s t a m t e s S a n k t Oswald) , 
im Osten en t l ang d e m G e r i n n e des S a c h w a s ­
se rbaches u n d der Grenze zwischen den L a n d ­
kre i sen Gra fenau und Wolfstein. 

3. Die Grenzen des Schutzgebie tes sind in e ine 
K a r t e 1:25 000 u n d in e ine K a r t e 1:5000 ro t 
e inge t ragen , die be im S t a a t s m i n i s t e r i u m des 
I n n e r n in M ü n c h e n als der Obe r s t en N a t u r -
schu tzbehörde n iederge leg t sind. Wei te re A u s ­
fer t igungen dieser K a r t e n befinden sich bei der 
Bayer i schen Landess te l l e für N a t u r s c h u t z in 
München , der Reg ie rung von N iede rbaye rn in 
L a n d s h u t und be im L a n d r a t s a m t Gra fenau . 

§ 3 
Im Schutzgebie t ist es g e m ä ß § 16 Abs . 2 des­

Naturschu tzgese tzes verboten , ohne G e n e h m i g u n g 
V e r ä n d e r u n g e n v o r z u n e h m e n , insbesondere 

a) Bodenbes tand te i l e abzubauen , n e u e Wege oder 
Ste ige anzu legen oder b e s t e h e n d e zu ve rände rn , 
G r a b u n g e n , S p r e n g u n g e n oder B o h r u n g e n vo r ­
z u n e h m e n oder die Bodenges ta l t auf a n d e r e 
Weise zu v e r ä n d e r n ; 

b) baul iche An lagen im S inne des Art . 2 Abs. 2 
und 3 der Bayer i schen B a u o r d n u n g zu err ichten, 
auch w e n n sie baurecht l ich wec'er anzeige­
pflichtig noch genehmigungspf l icht ig s ind; 
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c) Draht le i lungen zu er r ichten; 

d) die Pflanzen- oder Tierwelt durch s tandor t ­
fremde Ar ten zu verfälschen; 

e) die na tür l ichen Wasserläufe und Wasserflächen, 
deren Ufer, den Grundwassers tand oder den Zu-
und Ablauf des Wassers zu ve rändern ; 

f) eine andere als die nach § 5 zugelassene w i r t ­
schaftliche Nutzung auszuüben. 

§ 4 
Ferner wird gemäß § 15 Abs. 1 Satz 2 des Na tu r ­

schutzgesetzes verboten: 
a) von wi ldwachsenden Pflanzen mehr als einen 

Hands t rauß zu en tnehmen oder Wurzeln, Wur ­
zelstöcke, Knollen, Zwiebeln oder Rosetten aus ­
zureißen, auszugraben oder zu beschädigen; das 
Verbot, vol lkommen geschützte Pflanzen über ­
haup t zu pflücken, auszureißen, auszugraben 
oder zu beschädigen (Art. 5 des Naturschutz -
Ergänzungsgesetzes vom 29. Jun i 1962 — GVBl. 
S. 95), bleibt u n b e r ü h r t ; 

b) freilebenden Tieren, auch wenn sie nicht nach 
dem Naturschutz-Ergänzungsgesetz besonders 
geschützt sind, nachzustellen, sie mutwil l ig zu 
beunruhigen, zu ihrem Fang Vorr ichtungen a n ­
zubringen, sie zu fangen oder zu töten oder P u p ­
pen, I arven, Eier oder Nester oder sonstige 
Bru t s tä t t en wegzunehmen oder zu beschädigen, 
unbeschadet der Abwehr von Kul turschädl ingen; 

c) Abfälle wegzuwerfen, das Gelände auf andere 
Weise zu verunre in igen oder zu beeinträcht igen 
oder Schut t oder anderen Unra t abzulagern; 

d) zu zelten, zu l ä rmen oder Rundfunk- oder Ton­
wiedergabegerä te so laut spielen zu lassen, daß 
andere gestört werden können; 

e) Bild- oder Schrift tafeln anzubringen, die nicht 
ausschließlich auf den Schutz des Gebietes oder 
auf die Staatsgrenze hinweisen; Wegmark ie run­
gen dürfen nu r mit Zus t immung des Landra t s ­
amtes Grafenau als un te re Naturschutzbehörde 
angebracht werden; 

f) außerha lb der dem öffentlichen Verkehr gewid­
meten S t raßen und Plätzen, mit Kraftfahrzeugen 
aller Ar t oder mit Wohnwagen zu fahren oder 
dort zu parken . 

§ 5 
1 Unberühr t bleiben 

a) die ordnungsmäßige forstwirtschaftliche 
Nutzung; 

b) die rechtmäßige Ausübung der Jagd und 
Fischerei. 

2. Aus wicht igen Gründen kann das S taa t smin i ­
s ter ium des Innern als Obers te Naturschutz ­
behörde Ausnahmen von den Best immungen 
des § 3 dieser Verordnung zulassen. Die Re­
gierung von Niederbayern wird ermächt igt , 
aus wichtigen Gründen Ausnahmen von den 
Bes t immungen des § 4 dieser Verordnung zu­
zulassen. Diese Ausnahmegenehmigungen kön­
nen an Auflagen gebunden werden. 

§ 6 
Wer vorsätzlich den Verboten der §§ 3 oder 4 zu­

widerhandel t oder den nach § 5 Abs. 2 ve rhängten 
Auflagen nicht Folge leistet, wi rd nach § 21 Abs. 1 
des Naturschutzgesetzes mi t Gefängnis bis zu zwei 
J a h r e n oder mi t Geldstrafe oder mi t Haft bestraft . 
Wer die Tat fahrlässig begeht, wird nach § 21 
Abs. 3 des Naturschutzgesetzes in Verbindung mit 
§ 5 des Dri t ten Gesetzes zur Änderung des Lan -
desstraf- und Verordnungsgesetzes vom 25. Okto­
ber 1966 (GVBl. S. 323) mi t Geldstrafe bis zu 
fünfhundert Deutsche Mark oder mit Haft be ­
straft. Daneben können nach § 22 Abs. 1 des 

Naturschutzgesetzes, Art . 152 Abs. 1 Satz 2 des 
Einfuhrungsgesetzes zum Gesetz über Ordnungs ­
widrigkei ten vom 24. Mai 1968 (BGBl. I S. 503) und 
§ 40 a des Strafgesetzbuches die beweglichen 
Gegenstände, die durch die Tat er langt sind, e in­
gezogen werden. 

§ 7 
1. Diese Verordnung tr i t t am 1. Mai 1969 in 

Kraft . 

2. § 1 Nr. 1 und 2 der Bekann tmachung des 
Bayerischen Staa tsminis ter iums des Innern 
vom 20. Juni 1950 über die Naturschutzge­
biete „Großer Filz am Spitzberg", „Stangen­
filz", „Großer Filz bei Riedlhüt te" , „Föhrauer 
Filz", „Moorwald beim Bahnhof Kl ingen­
b runn" und „Rachel mi t Rachelsee", sämt l i ­
che im Landkre is Grafenau, (BayBS I S. 212) 
werden aufgehoben; die dar in bezeichneten, 
im Landesna turschutzbuch für Niederbayern 
unter Nrn. 21 und 22 geführten Naturschutz­
gebiete werden gelöscht. 

München, den 15. April 1969 

Bayerisches Staa tsminis te r ium des Innern 
Dr. M e r k, Staatsminis ter 

Vierte Verordnung 
zur Änderung der Volksschulprüfungs­

ordnung I (VPO I) 
Vom 18. April 1969 

Auf Grund des Art. 115 Abs. 2 Satz 2 zweiter Ha lb­
satz des Bayerischen Beamtengesetzes in der Fassung 
der Bekann tmachung vom 20. Dezember 1966 (GVBl. 
1967 S. 153) er läßt das Bayerische Staatsminis ter ium 
für Unterr icht und Kul tus im Einvernehmen mit dem 
Landespersonalausschuß folgende Verordnung: 

§ 1 
Die Ordnung der Ersten Prüfung für das Lehramt 

an Volksschulen (Volksschulprüfungsordnung I — 
VPO I —) vom 4. März 1964 (GVBl. S. 19, ber. S. 70) 
in der Fassung der Änderungsverordnungen vom 6. 
Ju l i 1965 (GVBl. S. 271), vom 11. J a n u a r 1968 (GVBl. 
S. 15) und vom 25. Februa r 1969 (GVBl. S. 62) wird 
wie folgt geänder t : 
1. In § 11 Abs. 4 Satz 2 werden die Worte „in den Aus­

bi ldungsklassen" gestrichen. 
2. § 11 Abs. 5 Nr. 5 erhäl t folgende Fassung: 

„Er m u ß am planmäßigen halbtägigen Schulprak­
t ikum (vgl. Abs. 4) te i lgenommen und in der vor­
lesungsfreien Zeit je ein dreiwöchiges Schulprakt i ­
k u m bei Lehre rn abgeleistet haben, von denen 
einer seiner Lehrverpfl ichtung ganz oder zum grö­
ßeren Teil in der Grundschule und der andere ganz 
oder zum größeren Teil in der Hauptschule nach­
kommt." 

3. § 20 Abs. 2 erhäl t folgende Fassung: 
„(2) Im Prüfungsfach Prax i s des Unterr ichts hat 

jeder Prüfungste i lnehmer sein Lehrgeschick in zwei 
Lehrproben von je 45 Minuten Dauer zu erweisen. 
J e eine dieser Lehrproben ist im Rahmen der zwei 
letzten planmäßigen, den Klausurarbe i ten voraus­
gehenden Abschnit ten des halbtägigen Schulprak­
t ikums in denjenigen Unterr ichtsfächern durchzu­
führen, auf die sich das didaktische Pflicht- und 
das didaktische Wahlfach des betreffenden P r ü ­
fungstei lnehmers beziehen. Sind das didaktische 
Pflicht- oder das didaktische Wahlfach oder beide 
auf zwei Unterrichtsfächer bezogen, so steht dem 
Prüfungs te i lnehmer die Wahl zwischen diesen frei. 
Die Lehrproben sind so festzulegen, daß jeder P r ü ­
fungstei lnehmer sowohl in der G r u n d - als auch in 
der Hauptschule j e eine Lehrprobe hält . Der Plan 
für die prakt ische Prüfung im Fach Prax i s des Un­
terrichts wi rd im Benehmen mit den für dieses 
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Fach vorgesehenen Prüfern und Beisitzern festge­
legt." 

4. § 20 Abs. 4 Satz 1 erhäl t folgende Fassung: 
„Prüfer ist der Ausbildungslehrer , der das Thema 
für die Lehrprobe stellt." 

5. In § 23 wird Satz 2 gestrichen. 
6. In § 32 werden die Worte „in allen Schüler jahrgän­

gen, in den in § 20 Abs. 3 genannten Unterr ichts­
fächern der Volksschule" gestrichen. 

7. Nach § 43 wird folgender § 44 angefügt: 

„§ 44 
Übergangsbes t immungen 

Abweichend von § 11 Abs. 5 Nr. 5 gilt hinsichtlich 
derjenigen Prüfungstei lnehmer, die berei ts Schul­
prakt ika nach den bis 1. September 1969 gültigen 
Best immungen abgeleistet haben, folgendes: 
l . W e r das zweiwöchige Stadtschul- und das vier­

wöchige Landschulprakt ikum abgeleistet hat , 
braucht außer dem planmäßigen halbtägigen kein 
weiteres Schulprakt ikum durchzuführen. 

2. Wer das zweiwöchige Stadtschul- oder das vier­
wöchige Landschulprakt ikum abgeleistet hat , 
ist verpflichtet, außer dem planmäßigen ha lb tä ­
gigen Schulprakt ikum ein dreiwöchiges Schul­
p rak t ikum durchzuführen. Letzteres geschieht 
bei e inem Lehrer , der seiner Lehrverpflichtung 
ganz oder zum größeren Teil in einer Klasse der 
in jenem Stad t - oder Landschulprakt ikum nicht 
berücksichtigten Jahrgangsgruppe (Grund- bzw. 
Hauptschule) nachkommt. 

3. Abgeleistete einwöchige Landschulprakt ika blei­
ben unberücksichtigt." 

§ 2 
Diese Verordnung t r i t t am 1. September 1969 in 

Kraft. Die Durchführung des einwöchigen Landschul­
p rak t ikums entfällt bereits im Sommersemester 1969. 

München, den 18. April 1969 

Bayerisches Staatsminister iuni 
für Unterricht und Kultus 

Dr. Ludwig H u b e r , Staatsminis ter 

V e r o r d n u n g 
zur Ü b e r t r a g u n g d e r D i e n s t a u f s i c h t auf d i e 

G e r i c h t e für A r b e i t s s a c h e n 
Vom 23. April 1969 

Auf Grund der §§ 15 Abs. 2 und 34 Abs. 2 des Ar ­
beitsgerichtsgesetzes vom 3. September 1953 (BGBl. I 
S. 1267) sowie auf Grund des § 1 des Gesetzes über 
Rechtsverordnungen im Bereich der Gerichtsbarkei t 
vom 1. Jul i 1960 (BGBl. I S. 481) und des § 1 der Ver­
ordnung über die Zuständigkei t zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen im Bereich der Gerichtsbarkeit 
vom 12. Jul i 1960 (GVBl. S. 131) er läßt das Bayerische 
Staatsminis ter ium für Arbeit und soziale Fürsorge 
im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staa tsmini ­
s ter ium der Justiz folgende Verordnung: 

§ 1 
Die Dienstaufsicht üben aus : 

1. das Staatsminis ter ium für Arbeit und soziale Für­
sorge im Einvernehmen mit dem Staatsminis te­
r ium der Just iz über die Richter, Beamten, Ange­
stell ten und Arbeiter der Gerichte für Arbei ts ­
sachen; 

2. der Präs ident des Landesarbei tsgerichts über die 
Richter, Beamten, Angestel l ten und Arbei ter des 
Landesarbei tsgerichts; 

3. der aufsichtsführende Vorsitzende des Arbei tsge­
richts über die Beamten, Angestell ten und Arbei ­
ter des Arbeitsgerichts. 

§2 
(1) In der Ausübung der Dienstaufsicht werden im 

Falle der Verhinderung ver t re ten : 
a) der Präs ident des Landesarbei tsgerichts durch den 

Vizepräsidenten und, falls dieser verh inder t ist, 
durch den dem Dienstalter, bei gleichem Dienst­
al ter durch den der Gebur t nach äl testen Vorsi t­
zenden; 

b) der aufsichtsführende Vorsitzende des Arbei tsge­
richts durch seinen ständigen Vertreter . Ist kein 
ständiger Ver t re ter bestellt oder ist dieser eben­
falls verhindert , so wird der aufsichtsführende 
Vorsitzende durch den dem Dienstalter, bei glei­
chem Dienstal ter durch den der Gebur t nach ä l te­
sten Vorsitzenden ver t re ten . 

(2) Das Staatsminis ter ium für Arbei t und soziale 
Fürsorge kann im Einvernehmen mit dem Staa t s ­
minis ter ium der Justiz für den Fall der Verh inde­
rung des Vizepräsidenten oder des ständigen Ver t re ­
ters eine abweichende Regelung treffen. 

§ 3 
Der Präs ident des Landesarbei tsgerichts und die 

aufsichtsführenden Vorsitzenden der Arbeitsgerichte 
erledigen nach nähere r Anordnung des S taa t smin i ­
s ter iums für Arbeit und soziale Fürsorge die ihnen 
zugewiesenen Aufgaben der Gerichtsverwaltung. 

§ 4 
Diese Verordnung tr i t t am 1. Mai 1969 in Kraft. 

Gleichzeitig t r i t t die Bekanntmachung über die Re­
gelung der Dienstaufsicht bei den Gerichten für A r ­
beitssachen vom 8. Mai 1954 (BayBSVA S. 110), geän­
dert durch die Bekanntmachung vom 15. August 1961 
(AMB1. S. A 274), außer Kraft. 

München, den 23. April 1969 

Bayerisches Staatsminis ter ium für 
Arbeit und soziale Fürsorge 
Dr. P i r k 1 , Staatsminis ter 

Druckfehlerberichtigung 
Die Anlagen 2, 3 und 4 der Verordnung über die 

Schulanmeldung (3. AVVoSch) vom 16. April 1969 
(GVBl. S. 108) en tha l ten in einem Teil der Auflage 
des GVBl. Nr. 6 einen Druckfehler: Es m u ß dort j e ­
weils in Satz 1 des Textes bei der Zi t ierung der 
3. AVVoSch stat t 9. April, richtig 16. April heißen. 
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